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„Geregeltes Sterben? 

Patientenverfügungen in der Diskussion“ 
Podiumsveranstaltung des Berliner Instituts für christliche Ethik und Politik  

und der Bundesarbeitsgemeinschaft Hospiz am 5. Juli 2007 
 
Einleitung 
Die Veranstaltung „Geregeltes Sterben? – Patientenverfügungen in der Diskussi-

on“ am 05. Juli 2007 in der Katholischen Akademie Berlin hatte zum Ziel, die ethi-

schen Fragestellungen im Zusammenhang mit der geplanten gesetzlichen Rege-

lung der Patientenverfügung zu bearbeiten und die öffentliche Meinungsbildung 

in differenzierter Weise voran zu bringen. Im Mittelpunkt standen Fragen nach 

Autonomie und rechtlicher Verbindlichkeit in der Debatte um Patientenverfügun-

gen. Diese wurden am Beispiel der drei im Bundestag zur Abstimmung stehenden 

Gruppenanträge diskutiert. Diese trennt ein unterschiedliches Verständnis von 

Autonomie. So wird im Vorschlag der Gruppe um den SPD-Abgeordneten Joachim 

Stünker die Selbstbestimmung in sehr hohem Maße respektiert, allerdings unter 

der Maßgabe, die vorausverfügende Willensbekundung als identisch mit der aktu-

ell vermuteten Willensbekundung zu erklären. Der zweite Vorschlag aus der Feder 

der Abgeordneten Wolfgang Bosbach (CDU/CSU), René Röspel (SPD) und anderer 

lehnt sich eng an das bestehende Betreuungsrecht an und begrenzt die Reichweite 

auf die irreversible Sterbephase. Allerdings mit einer ethisch höchst problemati-

schen Ausnahme. Für Patienten, die an einer schweren Demenz erkrankt sind oder 

an einem apallischen Syndrom leiden, soll diese Begrenzung auf die Sterbephase 

wegfallen, wenn keine Aussicht auf die Wiedererlangung des Bewusstseins be-

steht. Ein dritter Vorschlag der Abgeordneten Wolfgang Zöller und Hans-Georg 

Faust (beide CDU/CSU) beinhaltet, dass Verfügungen zwar grundsätzlich verbind-

lich sein sollen, Ärzten und Angehörigen jedoch die Entscheidung über die richtige 

Form der Therapie nicht abgenommen werden könne. Dies gelte auch dann, wenn 

diese nicht exakt der schriftlich fixierten Vorausverfügung entspreche. 

Die Veranstaltung, zu der etwa 85 Personen aus Wissenschaft, Kirche, Politik und 

Gesellschaft zusammenkamen, wurde durch den Geschäftsführer des ICEP, Dr. 

Axel Bohmeyer und die Vorsitzende der BAG Hospiz, Frau Dr. Brigitte Weihrauch, 

eröffnet.  



Grußwort  
Die ehemalige Bundesjustizministerin 

Frau Prof. Dr. Hertha Däubler-

Gmelin, Schirmherrin der BAG Hospiz 

wies in ihrem Grußwort auf die Not-

wendigkeit eines öffentlichen Diskur-

ses in dieser Frage hin und plädierte 

für einen Ausbau der Palliativ- und 

Hospizversorgung schwerstkranker 

und sterbender Menschen. Es gehe 

darum, so Däubler-Gmelin, Men-

schen ernst zu nehmen, ihnen die 

Schmerzen zu nehmen und sie zu 

begleiten. Es dürfe kein Zweifel dar-

an bestehen, dass der Willen des 

Patienten unbedingt gelten müsse. 

Allerdings schließe dies Tötung auf 

Verlangen oder assistierten Suizid 

aus. Sie sei der Auffassung, dass der 

ärztlich assistierte Suizid den gesam-

tem Berufsstand in einer nicht hin-

nehmbaren Weise verunsichern und 

diskreditieren würde. Aus juristischer 

Sicht sei klar, so die ehemalige Bun-

desjustizministerin, dass insbesonde-

re Information und Kommunikation 

die wesentlichen Säulen im Arzt-

Patientenverhältnis darstellten. Das 

Problem bei einer gesetzlichen Rege-

lung wie etwa im Stünker-Entwurf 

sei ein Automatismus, der das Kom-

munikationselement in der Ausei-

nandersetzung mit Patientenverfü-

gungen nur ungenügend berücksich-

tige. Frau Däubler Gmelin lobte die 

zwar kontrovers, aber doch sensibel 

geführte politische Diskussion, wies 

aber darauf hin, dass es in der Bevöl-

kerung weiterhin ein erhebliches 

Informationsdefizit gebe. Sie plädier-

te dafür, eine Verbesserung der In-

formation und Kommunikation, die 

auch entsprechende Fortbildungen 

für Ärzte und Pflegekräfte beinhalten 

sollten. Es müsse dafür Sorge getra-

gen werden, dass durch die Auswei-

tung des Informationsnetzwerkes ein 

menschenwürdiges Leben bis zum 

Ende möglich gemacht werden kön-

ne. 
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Das ethische Anforderungsprofil 
an die rechtliche Regelung von 
Patientenverfügungen 
In einem Einführungsreferat stellte 

Prof. Dr. Andreas Lob-Hüdepohl vom 

ICEP die juristische, ethische und 

politische Gemengelage und not-

wendige begriffliche Vorklärungen 

überblicksartig dar. Er entwickelte ein 

ethisches Anforderungsprofil an 

rechtliche Regelungen zu Patienten-

verfügungen anhand von fünf The-

sen. Zunächst stellte Lob-Hüdepohl 

die besondere Beachtlichkeit von 

Patientenverfügungen in den Mittel-

punkt. Sie seien ein wichtiges In-

strument zur Stärkung würdevollen 

Sterbens, nicht zuletzt deshalb, weil 

Menschen sich auf diese Weise alle-

rerst mit ihrem eigenen Sterben und 

Tod beschäftigten und diesen eben 

nicht verdrängten. Allerdings könn-

ten sie nie das einzige Instrument 

sein, denn mit einem würdevollen 

Sterben sei immer auch der Wunsch 

verbunden, an einem vertrauten Ort 

zu sterben und mit vertrauten Men-

schen zu kommunizieren. Des weite-

ren plädierte der Moraltheologe Lob-

Hüdepohl dafür, den Begriff der 

Menschenwürde sowohl im Sinne 

der Selbstbestimmung, als auch hin-

sichtlich der dialogisch-beziehungs-

reichen Grundstruktur personaler 

Existenz zu verstehen. Dies müsse im 

Rahmen rechtlicher Regelungen von 

Patientenverfügungen berücksichtigt 

werden. Der Patient dürfe niemals 

zum bloßen Instrument der berufli-

chen Interessen von Ärzten und Pfle-

gern werden und es sei zudem aus-

zuschließen, dass ein medizinischer 

Eingriff gegen den erklärten Willen 

des Patienten erfolgt. Gleichzeitig 

warnte er davor, durch eine rechtli-

che Regelung der Patientenverfü-

gung das Gewicht vorausfügender 

Willenserklärungen zu verabsolutie-

ren. Das Sterben sei in den „Bezie-

hungsreichtum zwischenmenschli-

cher Interaktion“ eingebunden, das 

gelte auch für die letzte Lebenspha-

se. Deshalb sei im Falle der Nichtent-

scheidungsfähigkeit ein sensibler 

Weg zur Ermittlung des aktuellen 

mutmaßlichen Willens zu gehen. 

„Willensbekundungen in existentiel-

len Fragen sind“, so Lob-Hüdepohl, 

„Dokumente eines offenen Prozesses 

authentischer Selbstbestimmung, in 

dem persönliche Erfahrungen, neue 

Einsichten oder ändernde Prioritäten 

einfließen. Eine automatische Gleich-

setzung einer früher geäußerten Wil-

lensbekundung mit einem aktuell 

(gemutmaßten) Willen ist deshalb 

aus moralphilosophischen Gründen 

unstatthaft.“ In diesem Zusammen-

hang warnte er zudem vor den ver-

schiedenen Formen äußerer wie 

selbstinduzierter Fremdbestimmun-

gen, die die sensible Konstitution der 

Patientenautonomie gefährdeten. 

Selbstinduzierte Fremdbestimmun-

gen liegen vor, wo eine einwilli-

gungsfähige Person mit ihrer Patien-

tenverfügung vorrangig auf die Er-

wartungshaltung von Angehörigen 

oder auf eine gesellschaftliche Ein-

stellung eingehe. 

Eine strikte Grenzziehung nahm Lob-

Hüdepohl zwischen dem Sterbenlas-

sen und dem Veranlassen des Ster-

bevorgangs vor. Aus ethischer Per-

spektive sei es sinnvoll, diesen quali-

tativ entscheidenden Unterschied 

auch terminologisch besser kenntlich 

zu machen. Passive bzw. indirekt 

aktive Sterbehilfe müsse somit als 

Hilfe im Sterben bezeichnet werden, 
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die darauf abziele, den unmittelbar 

bevorstehenden Tod nicht mehr län-

ger aufzuhalten. Dagegen seien alle 

Maßnahmen auszuklammern, die 

Angehörige oder Ärzte auf Handlun-

gen festlegen, die den Sterbeprozess 

überhaupt erst einleiten (Hilfen zum 
Sterben). Eine standesrechtlich legi-

timierte Zulassung einer solchen 

Sterbehilfe würde das besondere 

Vertrauensverhältnis zwischen Pati-

enten und ihren Ärzten und Pflege-

rinnen massiv belasten. Schließlich 

warnte Lob-Hüdepohl davor, die 

Reichweitenbegrenzung von Patien-

tenverfügungen für Menschen mit 

Demenzerkrankung oder sog. apalli-

schem Syndrom (Wachkoma) auszu-

klammern. „Damit wird das mensch-

liche Bewusstsein – und sei es nur als 

Fernziel – zum entscheidenden Krite-

rium für die uneingeschränkte 

Schutzwürdigkeit menschlichen Le-

bens gemacht wird.“  

Lob-Hüdepohl wandte sich gegen 

eine Einteilung in Bewusstseinsfähige 

und Nichtbewusstseinsfähige, denn 

dies hätte zwangsläufig Konsequen-

zen für den gesellschaftlichen Um-

gang mit schwerstbehinderten Men-

schen, die nicht über die gewohnten 

Bewusstseinszustände verfügten.  

 

Vortrag Lob-Hüdepohl PDF download

 

Podiumsdiskussion 
Dem Referat schloss sich eine Podi-

umsdiskussion um die drei in den 

Bundestag einzubringenden Anträge 

zur gesetzlichen Regelung von Pati-

entenverfügungen an. Der Experten-

kreis war mit den Bundestagsabge-

ordneten Markus Grübel (CDU/CSU), 

Dr. Hans-Georg Faust (CDU/CSU), 

Rolf Stöckel (SPD), Dr. Brigitte Weih-

rauch (BAG) sowie durch die Medizi-

nerin Prof. Dr. med. Jeanne Nicklas-

Faust (Evangelische Fachhochschule 

Berlin) und den Ethiker Prof. Dr. And-

reas Lob-Hüdepohl (ICEP) kompetent 

besetzt. Für die Moderation konnte 

Jacqueline Boysen (Deutschlandradio) 

gewonnen werden. 

 

Frau Dr. Jeanne Nicklas-Faust, die 

sich sowohl aus praktisch-ärztlicher 

wie aus wissenschaftlicher Perspekti-

ve mit diesem Thema beschäftigt hat, 

plädierte dafür, dass es verbindliche 

Formen der Patientenverfügungen 

geben müsse. Es gebe Patienten, die 

durchaus eine detaillierte Vorstellung 

darüber hätten, wie sie in ihrer letz-

ten Lebensphase medizinisch ver-

sorgt werden wollten. Wie verschie-

denen Studien übereinstimmend 

zeigten, treffe auf die weitaus größte 

Zahl von Patienten allerdings nicht 

zu, dass sie antizipatorisch ihren Wil-

len verfügen können oder wollen 

und dieser auch im Laufe des Krank-

heitsprozesses unverändert bestehen 

bleibe. Es gebe vielmehr häufig eine 

zwiespältige Haltung in Entschei-

dungsfragen, diese käme auch im 

Umgang mit Patientenverfügungen 

zum Ausdruck. Diese Unsicherheit 

strahle auf die Kommunikation mit 

Angehörigen und behandelnden 

Ärzten aus. Der tatsächliche Patien-
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tenwille bleibe häufig im Dunkeln, 

auch deshalb, weil Patienten einer-

seits sich nicht einer medizinisch-

technisierten Behandlung im Sinne 

einer „Leidensverlängerung“ auslie-

fern wollten, andererseits aber nach 

den Möglichkeiten der Medizin in der 

letzten Lebensphase fragten. Eine 

gesetzliche Regelung müsste dieser 

Tatsache Rechnung tragen, etwa in 

Form einer „abgestuften Verbind-

lichkeit“. Nicklas-Faust: „In der De-

batte um Patientenverfügungen 

kommt die Wertbeurteilung einer 

anderen Lebensform ständig vor, 

ohne dass die darin innewohnenden 

Gefahren der Aburteilung des Lebens 

in Abhängigkeit und die Möglichkeit 

der autonomen Lebensführung an-

gemessen anerkannt und berücksich-

tigt würden.“  

Dr. Brigitte Weihrauch stellte noch 

einmal grundsätzlich Frage, ob recht-

liche Regelungen für die außeror-

dentlich unterschiedlichen, komple-

xen wie individuellen Situationen am 

Lebensende überhaupt möglich sei-

en. Es sollte genau betrachtet wer-

den, wo bereits heute rechtliche Re-

gelungen etwa im Betreuungsrecht 

bestehen und ob diese nicht ausrei-

chend seien. Auch sie sprach sich für 

verbesserte Strukturen im Bereich der 

Beratung und Information aus. 

 

Die Gesetzentwürfe 
Zunächst betonte Rolf Stöckel, der 

den sog. Stünker-Entwurf vertrat, 

dass im Rahmen des Betreuungs-

rechts nur die notwendigen Rah-

menbedingungen im Ungang mit 

Patientenverfügungen geregelt wer-

den; die medizinische Entscheidung 

an der Grenze zwischen Leben und 

Tod würde mit oder ohne Gesetz 

schwierig bleiben. Es gehe v. a. dar-

um, den Menschen zwei große Ängs-

te zu nehmen. Einmal die Angst, aus 

Kostengründen auf eine medizinisch 

notwendige Behandlung verzichten 

zu müssen und zum zweiten darum, 

am Lebensende einer technisierten 

Apparatemedizin hilflos ausgeliefert 

zu sein. Dagegen helfe ein striktes 

Verbot der aktiven Sterbehilfe einer-

seits und andererseits die Gewissheit, 

dass Menschen auch dann ernst ge-

nommen werden sollten, wenn sie 

sich in einer aktuellen Situation nicht 

mehr äußern können. Eine gesetzli-

che Regelung sollte deshalb sicher 

stellen, dass das Selbstbestimmungs-

recht in allen Phasen des Lebens ge-

achtet werden müsse. Auf Nachfrage 

erläuterte Stöckel, dass der Stünker-

Entwurf hinsichtlich der Frage der 

Reichweitenbegrenzung sich an die 

Entscheidung des BGH von 1994 

anlehne. Darin heiße es, „dass auf 

einen unumkehrbar tödlichen Verlauf 

der Erkrankung für die Beachtlichkeit 

des Patientenwillens nicht abgestellt 

werden darf.“ Ein solches Kriterium, 

so Stöckel, würde „sieben bis acht 

Millionen“ Patientenverfügungen 

wertlos machen und hätte auch ver-

fassungsrechtlich keinen Bestand. 

Dem Patientenwillen solle also Gel-

tung verschafft werden und nicht in 

jedem Fall müsse das Vormund-

schaftsgericht dem Abbruch lebens-

verlängernder Maßnahmen zustim-

men, insbesondre dann nicht, wenn 

ein gesetzlicher Vertreter (Betreuer) 

und ärztliches Fachpersonal sich bei 

der Erhebung des mutmaßlichen 

Willens einig seien. 

Hans-Georg Faust, der als Intensiv-

mediziner auch praktisch mit dem 

Problem der Gültigkeit von Patien-
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tenverfügungen in Berührung ge-

kommen ist, unterstrich, dass diese 

als grundsätzlich verbindlich anzuse-

hen seien, allerdings dürfe es keinen 

Automatismus geben. Es müsse stets 

eine genaue Einzelfallprüfung statt-

finden, der aktuelle, mutmaßliche 

Wille sei also Grundlage der Behand-

lungsentscheidung. Der Zöller/Faust-

Entwurf sehe aber keine Reichwei-

tenbegrenzung oder eine verpflich-

tend schriftliche Form der Patienten-

verfügung vor. Die Lebensumstände 

und der medizinisch-technische Fort-

schritt seien Kriterien dafür, inwie-

weit es Änderungen des vorausver-

fügten Willens geben könnte. Wenn 

es eine Diskrepanz zwischen dem 

Willen des Vorsorgebevollmächtigten 

und dem behandelnden Arzt gebe, 

müsse das Vormundschaftsgericht 

ermitteln, ob der Wille des Patienten 

sorgfältig erhoben wurde. 

Schließlich erläuterte Markus Grübel 

den als Bosbach/Röspel-Entwurf be-

kannten Text für ein Gesetz zur Re-

gelung der Patientenverfügungen. 

Grübel war Berichterstatter der En-

quete-Kommission für Recht und 

Ethik der modernen Medizin und als 

Notar, der in Baden-Württemberg 

auch die Rolle eines Vormundschafts-

richters einnehmen kann, mit der 

rechtlichen Problematik von Patien-

tenverfügungen beschäftigt. Grübel 

machte deutlich, dass sein Entwurf 

sich von den beiden anderen klar 

durch die Festlegung auf eine Reich-

weitenbeschränkung unterscheide. 

Die Verbindlichkeit einer voraus ver-

fügten Patientenverfügung solle auf 

Erkrankungen mit unumkehrbar töd-

lichen Verlauf begrenzt werden, wo-

bei eine „Todesnähe“ nicht gefordert 

sei. Die Patientenverfügung solle 

auch unbedingt gelten für Patienten, 

die ohne Bewusstsein sind „und nach 

ärztlicher Erkenntnis trotz Ausschöp-

fung aller medizinischen Maßnah-

men dieses Bewusstsein mit an Si-

cherheit grenzender Wahrscheinlich-

keit niemals wieder erlangen kön-

nen.“ Eine Reichweitenbeschränkung 

sei deshalb notwendig, weil eine 

Gleichsetzung von voraus verfügtem 

und aktuellem Willen nicht hin-

nehmbar sei. Notwendig sei vielmehr 

das Gespräch zwischen Arzt und 

Patient. Grübel äußerte die Sorge, 

dass in Zeiten gestiegener Gesund-

heitskosten der Druck auf Menschen 

zunehme eine „brauchbare Patien-

tenverfügung“ auszufüllen, die die 

Kosten in der medizinischen Behand-

lung am Lebensende gering halte. 

Bei Menschen mit lang anhaltendem 

Wachkoma sei eine schriftliche Pati-

entenverfügung notwendig. Die 

vormundschaftsgerichtliche Kontrolle 

sei im Falle eines Dissenses oder dann 

angezeigt, wenn es sich nicht um 

einen sterbenden, sondern um einen 

schwerstbehinderten Menschen han-

dele. Dies beziehe sich auf Patienten 

mit einer schweren Demenzerkran-

kung oder solchen in einem lang 

anhaltenden Wachkoma, die ohne 

Bewusstsein seien und dieses mit an 

Sicherheit grenzender Wahrschein-

lichkeit nicht wieder erlangen wür-

den. Grübel schränkte allerdings ein, 

dass aus medizinischer Sicht bei man-

chen Formen der Demenz im Endsta-

dium tatsächlich von sterbenden 

Menschen gesprochen werden müs-

se. Der Bosbach/Röspel-Entwurf habe 

im Gegensatz zu den anderen Vor-

schlägen das Instrument des Konsils 

als Soll-Vorschrift aufgenommen. 

Dies soll sicherstellen, dass der wirkli-
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che Patientenwille angemessen er-

mittelt werde. Dabei solle insbeson-

dere auch die Einschätzung der Pfle-

genden eine Rolle spielen, da diese 

mehr Zeit mit den Patientenverbrin-

gen würden als Ärzte und auch die 

lebensweltlichen Entwicklungen wie 

den Pflegeprozess besser einschätzen 

könnten. 

 

Entwurf Stünker PDF Download 

Entwurf Zöller/Faust PDF Download 

Entwurf Bosbach/Röspel PDF Download
 

 
Diskussion 
Hans-Georg Faust kritisierte am Bos-

bach/Röspel-Entwurf, dass es medizi-

nisch nicht möglich sei, einen irrever-

sibel tödlichen Verlauf zu bestimmen 

und dieser Terminus deshalb auch 

gesetzlich nicht festgelegt werden 

könne. Rolf Stöckel bemängelte am 

Instrument des Konsils, dass es ne-

ben der im BGB als Rechtsinstitut der 

gesetzlichen Vertretung getroffenen 

Regelung nicht Dritten – auch nicht 

wohlmeinenden Angehörigen oder 

anderen – anheim gestellt werden 

dürfe, den mutmaßlichen Willen des 

nicht mehr einwilligungsfähigen Pati-

enten zu interpretieren und mitzube-

stimmen. Zudem sei er erstaunt, wie 

kategorisch im Bosbach/Röspel-

Entwurf behauptet werde, dass der 

aktuelle Wille nie mit dem voraus 

verfügten Willen übereinstimmt. Rolf 

Stöckel sieht hier die Gefahr einer 

Verdrängung der Selbstbestimmung 

durch Erwägungen Dritter. Auch 

dürfe das in sich sehr komplexe apal-

lische Syndrom oder eine Demenzer-

krankung nicht zum entscheidenden 

Kriterium für die Entscheidung zu 

einer lebenserhaltenden Maßnahme 

sein, sondern allein der schriftlich 

festgelegte Wille. Andreas Lob-

Hüdepohl hob in seiner Kritik v. a. 

auf den Automatismus-Vorwurf ab, 

der insbesondere im Zöller/Faust-

Entwurf und im Stünker-Entwurf 

nicht ohne weiteres auszuräumen 

sei. Denn der Betreuer habe nach 

diesen beiden Vorschlägen den Wil-

len des Patienten zu beachten und 

zur Geltung zu bringen. Nirgends 

aber sei, so Lob-Hüdepohl, eine au-

tomatische Prüfpflicht gegeben, ob 

aktueller und vorausverfügter Wille 

überhaupt identisch seien. Gegen 

den Entwurf von Bosbach /Röspel 

wandte er ein, dass eine Ausgleichs-

pflicht zwischen Lebensschutz und 

Selbstbestimmung im Zweifel für das 

Leben nicht erkennbar sei. Jeanne 

Nicklas-Faust plädierte dafür, eine 

gesetzliche Beratungspflicht für Pati-

entenverfügungen bei einer stationä-

ren Aufnahme mit in den Gesetz-

entwurf aufzunehmen, dazu gebe es 

insbesondere in Österreich und den 

USA positive Erfahrungen. Es gehe 

darum, dass Patienten wirklich wüss-

ten, was sie unterschrieben. 
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Aus dem Publikum wurde durch die 

Berliner Rechtsanwältin Ulrike Riedel 

insbesondere am Stünker-Entwurf 

kritisiert, dass bei Vorliegen einer 

schriftlichen Patientenverfügung 

auch im Dissens das Vormund-

schaftsgericht in jedem Fall nicht 

beteiligt werde. Im Zöller/Faust-

Entwurf sehe sie die Gefahr, dass 

künftig die Zahl der Betreuungsver-

fahren massiv zunehmen würde, weil 

die Form und die inhaltliche Struktur 

der Patientenverfügungen zu weit 

gefasst seien. Hans-Georg Faust 

machte gegen den Automatismus-

vorwurf deutlich, dass es den Vertre-

tern seines Entwurfes darum gehe, 

nicht dem vorausverfügten Willen, 

sondern den aktuellen, sorgfältig 

ermittelten Willen Patienten Aus-

druck und Geltung zu verschaffen. 

Dies sei die unumgängliche Pflicht 

des gesetzlichen Betreuers in dieser 

Situation. Dabei gelte es, zwischen 

zwei Funktionen der Betreuung zu 

unterscheiden. Zum einen beziehe sie 

sich auf die Durchsetzung des Wil-

lens auf der Grundlage der Patien-

tenverfügung wenn diese auf die 

aktuelle Lebens- und Behandlungssi-

tuation passe. Zum anderen bedeute 

Betreuung, dass der Vertreter bei 

Nicht-Vorliegen einer Patientenverfü-

gung eine eigenständige Entschei-

dung über die weiteren Behand-

lungsschritte zu fällen habe. Dies sei, 

so Faust, insbesondere in Bezug auf 

die Kommunikation zwischen Arzt 

und Betreuer das eigentliche Prob-

lem, da das Behandlungsangebot des 

Arztes stets hinter dem Willen des 

Betreuers zurückstehe. Auf Nachfra-

ge empfahl Faust eine Kombination 

aus Patientenverfügung und Vorsor-

gevollmacht. Auch Markus Grübel 

betonte, dass im Bosbach/Röspel-

Entwurf von Automatismus nicht die 

Rede sein könne, denn der Betreuer 

habe zuvörderst den aktuellen, na-

türlichen Willen des Patienten Gel-

tung zu verschaffen. Dies bedeute, 

dass die schriftliche Verfügung dann 

nicht umgesetzt werden dürfe, wenn 

der Patient an dieser erkennbar nicht 

festhalte. 

Brigitte Weihrauch stellte den Vertre-

tern der Gesetzesentwürfe die Frage 

nach dem Fall, in dem der Patient 

eine medizinische Maßnahme in der 

Patientenverfügung abgelehnt habe, 
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der Arzt jedoch keinen irreversiblen 

Verlauf erkennen könne und eigent-

lich zum Handeln gezwungen sei. 

Markus Grübel entgegnete, dass bei 

einer solchen Konstellation die 

Reichweite insoweit nicht erreicht 

würde und die Bestimmungen einer 

Patientenverfügung somit ungültig 

seien. Im Zweifel müsse für das Le-

ben entschieden werden. Je eingren-

zender die Bestimmungen einer Pati-

entenverfügung seien, umso wirksa-

mere Schutzmechanismen brauche 

es, so Grübel. Im Gegensatz zu der 

gesetzlichen Regelung in Österreich 

sehe der von ihm vertretene Entwurf 

keine verpflichtende Beratung und 

Aktualisierung vor, da die Gefahr 

bestehe, dass viele Patienten eine 

regelmäßige Beratung, Überprüfung 

und notarielle Beglaubigung aus un-

terschiedlichen Gründen nicht um-

setzen würden. Deshalb plädiere er 

für ein Modell, dass zwar nicht so 

hohe Hürden in der formalen Aus-

gestaltung lege, dafür aber eine 

Reichweitenbegrenzung zum Lebens-

schutz einbaue.  
Aus dem Publikum wurde die Frage 

danach gestellt, ob es im Rahmen 

einer gesetzlichen Regelungen nicht 

möglich sei, den Aspekt der Beratung 

über eine Patientenverfügung durch 

den Hausarzt und die damit verbun-

dene Kostenerstattung durch die 

GKV mit aufzunehmen. Desweiteren 

wurde Kritik am Instrument des Kon-

sils im Bosbach/Röspel-Entwurf laut. 

Unklar sei, welcher Arzt und welches 

Pflegepersonal (ambulant oder stati-

onäre) in ein Konsil einbezogen wür-

den und wie bindend die Ergebnisse 

einer solchen Beratung seien. Markus 

Grübel stellte klar, dass es sich im 

Rahmen des Konsils um denjenigen 

Arzt handele, der aktuell Behand-

lungsentscheidungen zu treffen ha-

be. Allerdings seien in den Bera-

tungsprozess alle Personen einzube-

ziehen, die authentisch Auskünfte 

über die Lebens- und Behandlungssi-

tuation eines Patientengeben könn-

ten, also auch enge Freunde, Ge-

schwister, der Hausarzt oder evtl. ein 

Seelsorger. 

Jeanne Nicklas-Faust warnte davor, 

Patientenverfügungen und Interven-

tionsentscheidungen in Notfällen 

allzu schnell zu vermengen, denn in 

der Regel gehe es um Entscheidun-

gen, in der zunächst die (medizini-

sche) Prognose des Patienten zu klä-

ren sei, erst danach greife eine Pati-

entenverfügung. Dem Instrument des 

Konsils bescheinigte sie gute Umset-

zungschancen im Klinikalltag, bereits 

heute gehöre ein solcher Beratungs-

prozess insbesondere im intensivme-

dizinischen Bereich zum gut erprob-

ten Standard.  

Die Vertreterin des Humanistischen 

Verbandes, Gitta Neumann, plädierte 

dafür, die Stimmen derjenigen, die 

gegen eine gesetzliche Regelung der 

Patientenverfügung seien, stärker 

einzubeziehen. Zudem stellte sie die 

Verbindlichkeit von Patientenverfü-

gungen im Sterbeprozess sowie die 

Unbedingtheit des Patientenwillens 

prinzipiell in Frage. Carola Leppin, 

Psychoonkologin aus Neuruppin, 

plädierte für eine Festlegung der 

unverzichtbaren Bestandteile einer 

Patientenverfügung. Dies sei für den 

Kommunikations- und Beratungspro-

zess von großer Bedeutung. Es sollte 

darin etwa enthalten sein, was der 

jeweilige Patient über die Themen 

Leben und Sterben denke und nicht 

allein medizinische Sachverhalte. 
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Hinsichtlich des Konsils empfahl sie 

die Implementierung der sog. Nim-

wegener Methode der ethischen 

Fallbesprechung, die einen echten, 

facettenreichen Dialog entstehen 

lassen könne und nicht – wie in vie-

len Fällen medizinischer Konsile – aus 

einem Zusammentragen von Fakten 

bestehe. 

In seinem Schlusswort knüpfte And-

reas Lob-Hüdepohl an diesen Wort-

beitrag an und betonte noch einmal, 

dass die Patientenverfügung ein 

wichtiges Instrument zur Ermögli-

chung eines würdevollen Sterbens 

sei. Dabei müsse das Abfassen einer 

Patientenverfügung mehr sein als das 

Ankreuzen medizinischer Leistungen 

u. ä. Es gehe vielmehr, um einen 

kreativen Prozess des Schreibens, um 

ein Sich-Rechenschaft-Ablegen dar-

über, was eine Person unter würde-

vollem Leben und Sterben verstehe. 

So wie Andreas Lob-Hüdepohl vertrat 

auch Rolf Stöckel die Auffassung, ein 

medizinisches wie ethisches Bera-

tungskonsil als Baustein bei der Er-

kundung des aktuellen Patientenwil-

lens zu integrieren. Allerdings wehrte 

er sich dagegen, ein solches Konsil 

als Rechtsinstitut zu verankern. Er 

lehne eine Reichweitenbeschränkung 

ab, da diese viele Patientenverfügun-

gen ungültig machen würde. Dem 

widersprach Markus Grübel, der be-

tonte, dass Patientenverfügungen 

durch die je individuellen Formulie-

rungen der Patientenhäufig eine in-

terne Reichweitenbeschränkung be-

reits beinhalteten. Ebenso unterstrich 

er, dass auch mit einer gesetzlichen 

Regelung die schwierigen menschli-

chen Entscheidungen am Lebensen-

de bestehen blieben. Dieser Einschät-

zung schloss sich Hans-Georg Faust 

an und warb seinerseits für eine ver-

bindliche Anerkennung von Patien-

tenverfügungen. Der Faust-Zöller-

Entwurf lege mehr Vertrauen in die 

Menschen, die am Lebensende den 

aktuellen Willen eines Patienten zu 

ermitteln haben und weniger in Pa-

ragraphen. Jeanne Nicklas-Faust wies 

abschließend nochmals auf die Ge-

fahren einer direkten Umsetzung 

eines vorausverfügten Willens hin, 

die insbesondere im Stünker-Entwurf 

gefordert werde und plädierte für 

einen sorgsamen und differenzierten 

Umgang mit der Problematik. Die 

BAG-Vorsitzende Brigitte Weihrauch 

warb schließlich für ein Bemühen um 

eine gesetzliche Lösung und machte 

deutlich, dass es in den relevanten 

Punkten zwischen allen drei Entwür-

fen Übereinstimmungen gebe, die 

ein gemeinsames Vorgehen ratsam 

erscheinen ließen. 

Die Veranstaltung „Geregeltes Ster-

ben?“ konnte Impulse für den anste-

henden Beratungsprozess im Deut-

schen Bundestag setzen und hat die 

öffentliche Meinungsbildung in diffe-

renzierter Weise voran gebracht. Die 

BAG Hospiz und das ICEP werden 

das anstehende Gesetzgebungsver-

fahren weiterhin begleiten.  

 

Weitere Ressourcen 
 

Lob-Hüdepohl, Andreas: Schwierige Willens-
bekundung. Garantieren Patientenverfügun-
gen würdevolles Sterben?, in: Herder Korres-
pondenz 2/2007 

Deutsches Ärzteblatt 06.07.2007 zur Veran-
staltung von ICEP und BAG Hospiz 

Die Zeit 07.06.2007: Wer über den Tod ent-
scheidet  

Deutschlandfunk 27.03.2007: Von der Frei-
heit, das Lebensende zu gestalten. Die Debat-
te um die Patientenverfügung.  
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Das ICEP ist eine Forschungseinrich-

tung der Katholischen Hochschule 

für Sozialwesen Berlin. Das ICEP ver-

steht sich als politische Ideenagentur: 

Es untersucht die normativen Grund-

lagen und Implikationen gesellschaft-

licher Wandlungsprozesse und erar-

beitet Expertisen zu den ethischen 

Dimensionen gesellschaftspolitischer 

Fragestellungen. Es kommuniziert 

relevante politische Informationen 

und ethische Reflexionen in Politik, 

Zivilgesellschaft und Wissenschaft, 

regt Kontakte und Projekte an und 

bildet so eine Plattform für christliche 

Ethik im politischen Raum. Als staat-

lich geförderte Forschungseinrich-

tung ist es an der Katholischen Hoch-

schule für Sozialwesen Berlin ange-

siedelt. 
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